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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 5. Dezember 1969 102. Stück

411. Bundesgesetz: 2. Budgetüberschreitungsgesetz 1969
4 1 2 . Bundesgesetz: 3. Budgetüberschreitungsgesetz 1969
4 1 3 . Bundesgesetz: Entgeltliche und unentgeltliche Veräußerungen und Belastungen von beweg-

lichen und unbeweglichen Bundesvermögen
4 1 4 . Bundesgesetz: Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend die Übernahme der Bundes-

haftung für Finanzoperationen der Österreichischen Stickstoffwerke Aktien-
gesellschaft

4 1 5 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Bundesgesetzes, betreffend die Übernahme der
Bundeshaftung für Auslandskredite an die „Oesterreichisch-Alpine Montan-
gesellschaft" und an die „Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke
Aktiengesellschaft"

416. Bundesgesetz: Veräußerung von beweglichem Bundesvermögen
4 1 7 . Verordnung: Untersagung der Herausgabe oder Anwendung von Preisempfehlungen
4 1 8 . Verordnung: Zuweisung von Disziplinarsachen an die Disziplinarkommission beim Patent-

amt
4 1 9 . Verordnung: Zuweisung von Disziplinarangelegenheiten der dem Bundesministerium für

Bauten und Technik nachgeordneten Dienststellen
4 2 0 . Verordnung: Durchführung der Krankenversicherung für die gemäß § 9 ASVG, in die

Krankenversicherung einbezogenen Personen

4 1 1 . Bundesgesetz vom 26. November 1969, mit dem weitere Überschreitungen der
Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1969 genehmigt werden (2. Budgetüberschreitungsgesetz

1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1
Für verschiedene unabweisliche Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgaben-

ansätze der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr
1969, BGBl. Nr. 1, genehmigt:

16 235



3062 102. Stück — Ausgegeben am 5. Dezember 1969 — Nr. 411

§2

Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist bei den folgenden Ansätzen sicher-
zustellen:
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§3

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe
zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren
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412 . Bundesgesetz vom 26. November 1969, mit dem weitere Überschreitungen der
Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1969 genehmigt werden (3. Budgetüberschreitungsgesetz

1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Für verschiedene unabweisliche Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgaben-
ansätze der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1969,
BGBl. Nr. 1, genehmigt:
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§2
Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist bei den folgenden Ansätzen

sicherzustellen:
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§3
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe

zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren
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4 1 3 . Bundesgesetz vom 26. November 1969
betreffend entgeltliche und unentgeltliche
Veräußerungen und Belastungen von beweg-
lichen und unbeweglichen Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über bewegliches und
unbewegliches Bundesvermögen zu folgenden
Preisen bzw. Schätzwerten ermächtigt:
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§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

414 . Bundesgesetz vom 26. November 1969,
mit dem das Bundesgesetz, betreffend die
Übernahme der Bundeshaftung für Finanz-
operationen der Österreichischen Stickstoff-
werke Aktiengesellschaft, abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 1. Juli 1967, BGBl.
Nr. 252, betreffend die Übernahme der Bundes-
haftung für Finanzoperationen der Österreichi-
schen Stickstoffwerke Aktiengesellschaft, wird
abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 2 wird geändert wie folgt:

a) Lit. c hat zu lauten:

„c) bei Anleihen, Darlehen und sonstigen
Krediten in inländischer Währung der
nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein Jahr,
bei Zinszahlungen im nachhinein nicht
mehr als fünf v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperationen geltenden
Zinsfuß für Eskontierungen der Oester-
reichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des
Nationalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 276/1969) beträgt;"

b) Nach lit. c ist folgende Bestimmung ein-
zufügen:

„d) bei Anleihen, Darlehen und sonstigen Kredi-
ten in ausländischer Währung der nominelle
Zinsfuß, bezogen auf ein Jahr, bei Zins-
zahlungen im nachhinein nicht mehr als
fünf v. H. über dem arithmetischen Mittel
aus den im Zeitpunkt der Finanzopera-
tionen geltenden offiziellen Diskontsätzen
in Belgien, der Bundesrepublik Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, den
Niederlanden, Schweden, der Schweiz und
den USA (New York) beträgt;"

c) Die bisherige lit. d erhält die Bezeichnung
„e)".

d) Die bisherige lit. e erhält die Bezeichnung
„f)" und hat zu lauten:

„f) die prozentuelle Gesamtbelastung für den
Bund bei Anleihen, Darlehen und sonstigen
Krediten in inländischer Währung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als 2½ v. H. über dem nominellen
Zinsfuß laut lit. c beträgt:

e) Die bisherige lit. f entfällt. Als lit. g ist
folgende Bestimmung einzufügen:

„g) die prozentuelle Gesamtbelastung für den
Bund bei Anleihen, Darlehen und sonstigen
Krediten in ausländischer Währung nach
der Formel laut lit. f, jedoch unter Zu-
grundelegung des Zinsfußes gemäß lit. d,
nicht mehr als 2½ v. H. über dem
nominellen Zinsfuß laut lit. d beträgt;"

f) Die bisherige lit. g erhält die Bezeichnung
„h" und hat zu lauten:

„h) die Finanzoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Französischen Franken, Holländi-
schen Gulden, Italienischen Liren, Japani-
schen Yen, Kanadischen Dollar, Schwedi-
schen Kronen, Schweizer Franken, US-Dol-
lar oder in Rechnungseinheiten, die auf
mehreren dieser Währungen beruhen, er-
folgt."

2. Im § 1 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Bei der Feststellung des Nettoerlöses
gemäß Abs. 2 lit. f und lit. g sind die Emissions-
und Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen."
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3. § 2 hat zu lauten:

„§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß
§ 1 für Fremdwährungsbeträge übernommen, so
sind diese zu den im Zeitpunkt der Haftungs-
übernahme vom Bundesminister für Finanzen
jeweils festgesetzten Kassenwerten auf die ge-
nannten Höchstbeträge anzurechnen."

4. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die gemäß § 1 übernommenen
Haftungen auf den Prolongationszeitraum zu er-
strecken, wenn

1. eine Prolongation der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Anleihen, Darlehen und son-
stigen Krediten vertraglich vorgesehen ist oder
zur Vermeidung einer Inanspruchnahme des
Bundes aus der Haftung infolge unvorherseh-
bar eingetretener wirtschaftlicher oder finanzieller
Schwierigkeiten des Hauptschuldners geboten ist,
jedoch nur insoweit

2. die jeweils zu prolongierenden Anleihen, Dar-
lehen und sonstigen Kredite bei sonst unver-
änderten Bedingungen im Einzelfall den Betrag
(Gegenwert) von 600 Millionen Schilling ein-
schließlich der Zinsen und Kosten und die neue
Laufzeit den Zeitraum von zehn Jahren nicht
übersteigen und

3. sich dadurch der Stand der Forderungen,
für welche die Bundeshaftung übernommen wor-
den ist, nicht ändert."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

4 1 5 . Bundesgesetz vom 26. November 1969,
mit dem das Bundesgesetz, betreffend die
Übernahme der Bundeshaftung für Auslands-
kredite an die „Oesterreichisch-Alpine Mon-
tangesellschaft" und an die „Vereinigte Öster-
reichische Eisen- und Stahlwerke Aktien-

gesellschaft", neuerlich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz, betreffend die Übernahme
der Bundeshaftung für Auslandskredite an die
„Oesterreichisch-Alpine Montangesellschaft" und
an die „Vereinigte Österreichische Eisen- und
Stahlwerke Aktiengesellschaft", BGBl. Nr. 158/
1963, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.

Nr. 168/1964 und BGBl. Nr. 233/1968, wird ab-
geändert wie folgt:

§ 1 hat zu lauten:
„§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird

ermächtigt, namens des Bundes für von der
„Oesterreichisch-Alpine Montangesellschaft" bis
zu einem Gegenwert von insgesamt 600 Mil-
lionen Schilling in fremder oder in inländischer
Währung aufzunehmende Anleihen oder Kredite
und die damit im Zusammenhang stehenden Zin-
sen und Kosten die Haftung gemäß § 1357 ABGB.
zu übernehmen."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

4 1 6 . Bundesgesetz vom 26. November 1969,
betreffend Veräußerung von beweglichem

Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehenden Verfügungen über bewegliches
Bundesvermögen mit folgenden Verkaufserlösen
ermächtigt:

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

4 1 7 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 19. No-
vember 1969, mit der die Herausgabe oder
Anwendung von Preisempfehlungen unter-

sagt wird

Auf Grund des § 36 l des Kartellgesetzes 1959,
BGBl. Nr. 272, in der Fassung der 5. Kartell-
gesetznovelle, BGBl. Nr. 241/1968, wird verord-
net:

§ 1. Für die nachstehend angeführten Waren-
gattungen wird untersagt, im geschäftlichen Ver-
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kehr Preisempfehlungen, sofern sie nicht gemäß
§ 1 Abs. 2 lit. b des Kartellgesetzes 1959 in der
Fassung der 4. Kartellgesetznovelle, BGBl.
Nr. 174/1962, als Kartell gelten und nicht Emp-
fehlungen von Kalkulationsrichtlinien gemäß
§ 36 c des Kartellgesetzes 1959 in der Fassung der
4. Kartellgesetznovelle, BGBl. Nr. 174/1962,
sind, herauszugeben oder anzuwenden:

1. Tonbandgeräte aller Art,
2. Plattenspieler aller Art,
3. Elektrische Bügeleisen,
4. Elektrische Bodenbürsten,
5. Fußbodenbeläge aus Spinnstoffen, chemischen

Erzeugnissen oder Verbindungen aus diesen
Stoffen, mit Ausnahme von geknüpften und
gewebten Teppichen in der vom Erzeuger
abgepaßt hergestellten Form,

6. Reifen für Kraftfahrzeuge, sowohl fabriks-
neu als auch runderneuert.

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden gemäß § 48 b des Kartellgesetzes
1959 von der Bezirksverwaltungsbehörde mit
Geldstrafe bis zu 60.000 S oder mit Arrest bis zu
acht Wochen bestraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Feber 1970
in Kraft und verliert mit 31. Jänner 1972 ihre
Wirksamkeit.

Mitterer

418 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 26. No-
vember 1969 über die Zuweisung von Diszi-
plinarsachen an die Disziplinarkommission

beim Patentamt

Auf Grund des § 100 Abs. 2 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, wird verordnet:

Die Disziplinarsachen der Beamten der Dienst-
klassen I bis VI der Außenstelle des Bundesmini-
steriums für Handel, Gewerbe und Industrie, der
Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge und der
Bergbehörden werden der Disziplinarkommission
beim Patentamt zugewiesen.

Mitterer

4 1 9 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. November
1969 über die Zuweisung von Disziplinar-
angelegenheiten der dem Bundesministerium
für Bauten und Technik nachgeordneten

Dienststellen

Auf Grund des § 100 Abs. 2 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der geltenden Fas-
sung wird verordnet:

Die Disziplinarangelegenheiten der Beamten
der Dienstklassen I bis VI der dem Bundesmini-
sterium für Bauten und Technik nachgeordneten
Dienststellen werden der Disziplinarkommission
beim Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
wesen zugewiesen.

Kotzina

4 2 0 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. November 1969
über die Durchführung der Krankenversiche-
rung für die gemäß § 9 ASVG, in die Kran-

kenversicherung einbezogenen Personen

Auf Grund der §§ 9, 10 Abs. 5, 12 Abs. 4, 36
Abs. 1 Z. 4 und § 75 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, wird,
hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 1, 2 und 4
mit Zustimmung des Hauptausschusses des Natio-
nalrates, verordnet:

Personenkreis

§ 1. Nachstehend bezeichnete Gruppen von
Personen sind gemäß § 9 ASVG, in die Kranken-
versicherung einbezogen, wenn diese Personen
ihren Wohnsitz im Inland haben und nicht schon
nach anderer gesetzlicher Vorschrift in der Kran-
kenversicherung pflichtversichert sind:

1. Personen, die mit Förderung durch Dienst-
stellen der Arbeitsmarktverwaltung an Lehrgän-
gen bzw. Kursen zur beruflichen Aus- und Fort-
bildung (Ein-, Um- oder Nachschulung), zur Be-
rufsvorbereitung, zur Arbeitserprobung oder für
ein Arbeitstraining teilnehmen;

2. Bezieher von Provisionen aus dem ehemali-
gen österreichischen Provisionsfonds für Post-
boten;

3. Arbeiterpensionisten der Österreichischen
Staatsdruckerei und die nach den Vorschriften
für die angelobten Arbeiter in den Ruhestand
versetzten Vertragsbediensteten;

4. Caritas-Vorschülerinnen, das sind weibliche
Personen, die als Teilnehmerinnen an einer Be-
rufsvorschulung für Frauenberufe der Caritas-
verbände in den Diözesen der katholischen Kirche
in Österreich für die Dauer von höchstens drei
Jahren für die Ausübung eines Frauenberufes,
wie Kindergärtnerin, Krankenschwester, Für-
sorgerin, Haushaltsführerin usw., vorbereitet
werden;

5. Schülerinnen der Caritas-Familienhelferin-
nenschulen, das sind weibliche Personen vom voll-
endeten 18. Lebensjahr an, die in einer Familien-
helferinnenschule der Caritasverbände in den
Diözesen der katholischen Kirche in Österreich
für den Beruf der Familienhelferinnen ausgebildet
werden, für die Dauer von höchstens drei Jahren;
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6. Angehörige der Schwesternvereinigung
„Caritas Socialis", Sitz in Wien IX, Pramer-
gasse 9;

7. Empfänger von Vorschüssen auf Renten aus
einer fremdstaatlichen Rentenversicherung;

8. die Schülerinnen der Städtischen Vorschule
für soziale Frauenberufe in Wien, das sind weib-
liche Personen, die vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres an einer zweijährigen theoretischen und
praktischen Vorschulung für den Beruf einer
Fürsorgerin, Krankenschwester oder Kinderkran-
ken- und Säuglingsschwester teilnehmen;

9. die Vorschülerinnen des Vereines Evange-
lische Diakonissen-Anstalt. Gallneukirchen, das
sind weibliche Personen, die an einer Berufsvor-
schulung zur praktischen Ausbildung für Frauen-
berufe, wie Kindergärtnerinnen, Krankenschwe-
stern und sonstige Pflegeberufe, für die Dauer
von höchstens drei Jahren teilnehmen;

10. die in dem in Ungarn gelegenen Bergwerk
Brennberg ehemals beschäftigt gewesenen Dienst-
nehmer österreichischer Staatsbürgerschaft sowie
deren Hinterbliebene, wenn sie am 1. Jänner 1960
eine laufende Leistung aus der ungarischen Ren-
tenversicherung bezogen haben;

11. die Schülerinnen im Säuglingsheim der
Stadt Graz in Mariagrün, das sind weibliche Per-
sonen, die eine Ausbildung in der Pflege und Be-
treuung von Säuglingen und Kleinkindern in der
Dauer von 15 Monaten erhalten;

12. Personen, die von der Ersten Donau-
Dampfschiffahrts-Gesellschaft auf Grund des
Pensionsstatutes dieser Gesellschaft eine Pension
oder Witwenpension beziehen, wenn ihnen ein
Anspruch auf eine laufende Leistung aus der ge-
setzlichen Pensionsversicherung aus den Versiche-
rungsfällen des Alters oder des Todes nicht zu-
steht, es sei denn, daß sie einen Anspruch auf eine
Leistung aus den Versicherungsfällen des Alters
nur deshalb nicht erworben haben, weil sie das
für das Entstehen eines solchen Anspruches er-
forderliche Lebensalter noch nicht vollendet
haben;

13. Personen, die auf Grund des Kleinrentner-
gesetzes, BGBl. Nr. 251/1929, eine monatliche
Leistung beziehen.

Beginn und Ende der Pflicht Versicherung

§ 2. (1) Die Pflichtversicherung beginnt, soweit
sie nicht schon auf Grund der bisher geltenden
Vorschriften bestanden hat,

a) für die im § 1 Z. 1 genannten Personen mit
dem Tag des Beginnes des Lehrganges,

b) für die im § 1 Z. 3 genannten Personen mit
dem Tag der Versetzung in den Ruhestand,

c) für die im § 1 Z. 4 genannten Personen mit
dem Tag des Beginnes der Teilnahme an der
Berufsvorschulung,

d) für die im § 1 Z. 5 genannten Personen mit
dem Tag der Aufnahme in die Caritas-Fa-
milienhelferinnenschule,

e) für die im § 1 Z. 6 genannten Personen mit
dem Tag des Eintrittes in die Schwestern-
vereinigung,

f) für die im § 1 Z. 7 genannten Personen mit
der Zuerkennung des Vorschusses auf die
Rentenleistung,

g) für die im § 1 Z. 8, 9 und 11 genannten
Personen mit dem Tag des Beginnes des
Ausbildungsverhältnisses,

h) für die im § 1 Z. 12 genannten Personen
mit der Übernahme in den Pensionsstand
nach dem Pensionsstatut der Ersten Donau-
Dampfschiffahrts-Gesellschaft,

i) für die im § 1 Z. 13 genannten Personen
mit der Zuerkennung einer monatlichen
Leistung nach dem Kleinrentnergesetz,
BGBl. Nr. 251/1929.

(2) Die Pflichtversicherung endet:
a) für die im § 1 Z. 1 genannten Personen mit

dem Tag der Beendigung des Lehrganges,
b) für die im § 1 Z. 2 genannten Personen mit

dem Tag, an dem der Provisionsbezug ein-
gestellt wird,

c) für die im § 1 Z. 3 genannten Personen mit
dem Ablauf des Monates, in dem der
Ruhe(Versorgungs)genuß eingestellt wird,

d) für die im § 1 Z. 4 genannten Personen mit
dem Tag des Ausscheidens als Angehörige
der Caritas-Vorschule, spätestens mit dem
Ablauf der zweijährigen oder dreijährigen
Ausbildungszeit,

e) für die im § 1 Z. 5 genannten Personen mit
dem Tag des Ausscheidens aus der Ausbil-
dung, spätestens mit dem Ablauf der zwei-
jährigen oder dreijährigen Ausbildungs-
zeit,

f) für die im § 1 Z. 6 genannten Personen mit
dem Ende der Zugehörigkeit zu der
Schwesternvereinigung,

g) für die im § 1 Z. 7, 10, 12 und 13 genannten
Personen mit dem Ablauf des Monates, in
dem die betreffende laufende Leistung ein-
gestellt wird,

h) für die im § 1 Z. 8, 9 und 11 genannten
Personen mit dem Tag des Ausscheidens
aus dem Ausbildungsverhältnis.

Zuständigkeit

§ 3. Zur Durchführung der Krankenversiche-
rung sind zuständig:

a) für die im § 1 Z. 1 genannten Personen die
für den Ort des Lehrganges örtlich zustän-
dige Gebietskrankenkasse; handelt es sich
um Lehrgänge für die landwirtschaftliche
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Aus- und Fortbildung, die örtlich zustän-
dige Landwirtschaftskrankenkasse,

b) für die im § 1 Z. 2 genannten Personen die
nach ihrem Wohnsitz örtlich zuständige Ge-
bietskrankenkasse,

c) für die im § 1 Z. 3 genannten Personen die
Betriebskrankenkasse der Österreichischen
Staatsdruckerei,

d) für die im § 1 Z. 4 und 5 genannten Per-
sonen die nach dem Sitz der Ausbildungs-
einrichtung örtlich zuständige Gebietskran-
kenkasse,

e) für die im § 1 Z. 6 genannten Personen die
nach dem Tätigkeitsgebiet der Station der
Schwesternvereinigung, innerhalb deren die
Angehörige der Schwesternvereinigung ver-
wendet wird, örtlich zuständige Gebiets-
krankenkasse,

f) für die im § 1 Z. 7 genannten Personen bei
Vorschüssen der Pensionsversicherungsan-
stalt der Angestellten und der Pensionsver-
sicherungsanstalt der Arbeiter die Gebiets-
krankenkassen, in deren Wirkungsbereich
der Vorschußempfänger wohnt, bei Vor-
schüssen der Land- und Forstwirtschaftlichen
Sozialversicherungsanstalt die Landwirt-
schaftskrankenkasse, in deren Wirkungsbe-
reich der Vorschußempfänger wohnt, bei
Vorschüssen der Versicherungsanstalt der
österreichischen Eisenbahnen oder der Ver-
sicherungsanstalt des österreichischen Berg-
baues die betreffende Anstalt; bei Bezug
von mehreren Vorschüssen richtet sich die
Zuständigkeit nach dem höheren (höchsten)
Bezug,

g) für die im § 1 Z. 8 genannten Personen die
Wiener Gebietskrankenkasse für Arbeiter
und Angestellte,

h) für die im § 1 Z. 9 genannten Personen die
Oberösterreichische Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

i) für die im § 1 Z. 10 genannten Personen die
Burgenländische Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

j) für die im § 1 Z. 11 genannten Personen die
Steiermärkische Gebietskrankenkasse für
Arbeiter und Angestellte,

k) für die im § 1 Z. 12 und 13 genannten Per-
sonen die nach dem Wohnsitz örtlich zu-
ständige Gebietskrankenkasse.

Meldungen

§ 4. (1) Für die Meldungen der im § 1 Z. 1 bis 6
und 8 bis 13 genannten Gruppen von Personen
gelten die Bestimmungen der §§ 33 und 34 ASVG.,
für die Meldungen der im § 1 Z. 7 genannten
Personen die Bestimmungen des § 38 ASVG, ent-
sprechend.

(2) Die in den §§ 33 und 34 ASVG, angeführ-
ten Pflichten obliegen:

a) für die im § 1 Z. 1 genannten Personen
dem örtlich zuständigen Landesarbeits-
amt,

b) für die im § 1 Z. 2 und Z. 3 genannten
Personen dem Zentralbesoldungsamt,

c) für die im § 1 Z. 4 und 5 genannten Per-
sonen dem betreffenden Caritasverband,

d) für die im § 1 Z. 6 genannten Personen der
Schwesternvereinigung „Caritas Socialis",

e) für die im § 1 Z. 8 genannten Personen der
Stadt Wien,

f) für die im § 1 Z. 9 genannten Personen
dem Verein Evangelische Diakonissen-An-
stalt Gallneukirchen,

g) für die im § 1 Z. 10 genannten Personen
dem Bezirksfürsorgeverband Oberpullen-
dorf,

h) für die im § 1 Z. 11 genannten Personen
der Stadt Graz,

i) für die im § 1 Z. 12 genannten Personen
der Ersten Donau-Dampfschiffahrts-Ge-
sellschaft,

j) für die im § 1 Z. 13 genannten Personen
dem Bundesministerium für soziale Ver-
waltung.

Beiträge

§ 5. (1) Als Beitragsgrundlage je Kalendertag
gilt für die im § 1 Z. 1 bis 6 und 8 bis 13 ge-
nannten Personen der Betrag von 70 S.

(2) Die Beiträge für die im § 1 Z. 1 bis 6 und
Z. 8 bis 11 genannten Personen sind mit dem
Hundertsatz der Beitragsgrundlage zu bemessen,
der in der Satzung des Krankenversicherungs-
trägers für die der Pensionsversicherung der An-
gestellten zugehörigen Pflichtversicherten festge-
setzt ist.

(3) Für die im § 1 Z. 12 und 13 genannten
Gruppen von Personen beträgt der Beitrag 9'25
v. H. der Beitragsgrundlage.

(4) Die Beiträge für die im § 1 Z. 1 genannten
Personen sind aus Mitteln der Arbeitslosenver-
sicherung zu tragen.

(5) Von den Beiträgen für die im § 1 Z. 2 ge-
nannten Personen entfallen, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, je die Hälfte auf
den Versicherten und auf den Bund. Die Beitrags-
anteile der Versicherten sind von den für die Aus-
zahlung der Provisionen örtlich zuständigen
Dienststellen der Postverwaltung bei der Zahlung
der Provisionen einzubehalten und an die zu-
ständige Gebietskrankenkasse abzuführen. Die
Dienstgeberanteile hat die Dienststelle zu zahlen,
die die Provisionen auszahlt. Erreicht die Pro-
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vision nicht den Betrag von 2100 S im Monat, so
hat der Bund den Beitrag, der auf den Unter-
schiedsbetrag zwischen der Provision und dem Be-
trag von 2100 S fällt, zur Gänze allein zu tragen.

(6) Von den Beiträgen für die im § 1 Z. 3 ge-
nannten Personen entfallen je die Hälfte auf den
Versicherten und auf die Österreichische Staats-
druckerei. Die Beitragsanteile der Versicherten
sind von den für die Auszahlung ihrer Bezüge
zuständigen Dienststellen einzubehalten und ge-
meinsam mit den Dienstgeberanteilen an die Be-
triebskrankenkasse der Österreichischen Staats-
druckerei abzuführen.

(7) Die Beiträge für die im § 1 Z. 4 und 5 ge-
nannten Personen werden vom zuständigen
Caritasverband getragen.

(8) Die Beiträge für die im § 1 Z. 6 genannten
Personen sind von der Schwesternvereinigung
„Caritas Socialis" zu tragen.

(9) Für die im § 1 Z. 7 genannte Gruppe von
Personen haben die Träger der Pensionsversiche-
rung der Arbeiter und der Pensionsversicherung
der Angestellten Beiträge zu leisten. Der Beitrag
beträgt 9'25 v. H. des für das laufende Geschäfts-
jahr erwachsenden Aufwandes an Vorschüssen auf
Renten einschließlich allfälliger Zuschläge und ist
in der Weise zu leisten, daß der Aufwand an Vor-
schüssen dem Pensionsaufwand im Sinne des § 73
Abs. 3 ASVG, zugeschlagen wird.

(10) Die Beiträge haben für die im § 1 Z. 8 ge-
nannten Personen die Stadt Wien, für die im § 1
Z. 9 genannten Personen der Verein Evangelische
Diakonissen-Anstalt Gallneukirchen, für die im
§ 1 Z. 10 genannten Personen der Bezirksfür-
sorgeverband Oberpullendorf und für die im § 1
Z. 11 genannten Personen die Stadt Graz zur
Gänze zu tragen.

(11) Die Beiträge für die im § 1 Z. 12 ge-
nannten Personen sind von der Ersten Donau-
Dampfschiffahrts-Gesellschaft und von den nach
dieser Bestimmung einbezogenen Personen zu
tragen. Für die Höhe der Beitragsanteile der
letztgenannten Personen gilt die Verordnung des
Bundesministeriums für soziale Verwaltung vom
1. Jänner 1961, BGBl. Nr. 6, mit der Maßgabe,
daß der Mindestbetrag S 6'80 beträgt. Die Bei-
träge sind zur Gänze von der Ersten Donau-
Dampfschiffahrts-Gesellschaft einzuzahlen.

(12) Die Beiträge für die im § 1 Z. 13 ge-
nannten Personen sind zur Gänze vom Bund zu
tragen.

Aufhebung von Verordnungen

§ 6. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
treten außer Kraft:

1. die Verordnung BGBl. Nr. 11/1958 über
Änderungen in der Durchführung der Kranken-
versicherung für die gemäß § 509 ASVG, als in
diese Versicherung einbezogen geltenden Per-
sonen, in der Fassung der Verordnungen BGBL
Nr. 252/1958, 39/1961, 170/1964 und 177/1968;

2. die Verordnung BGBl. Nr. 287/1959 über die
Einbeziehung weiterer Gruppen von Personen in
die Krankenversicherung, in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 40/1961, 178/1968 und 74/
1969;

3. die Verordnung BGBl. Nr. 90/1962 über die
Einbeziehung weiterer Gruppen von Personen in
die Krankenversicherung, in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 172/1964 und 179/1968.

Wirksamkeitsbeginn

§ 7. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1970
in Kraft.

Rehor


